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e m e i. n d e L i e s tal 

QuartierpJ.nnung ·Frenke.nbünd ten 1 

Li 0 I UR 1 f I 0 
KANTONALE'SPLAN U N G SAMT 

BASELLAND . 
================================ Abteilung für Baugesuche 

\ 
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Die Einwohnergemeinde Liestal erlässt gestützt au:f § 4 des kantonale 
Bnugesetzes ,"om 15. Juni. 1967 .lÜr das Gebiet in der "Frenkenbündten" 
Quartierple:l-Vorsehri:ften,bestehend aus Quartierplan und Reglement. 

R e g 1 e m e n t 

1. Geltungsbereich 

1.1 Die Quartierplan-Vorschrii'ten :finden Anwendung innerhalb des 
Quartierplan-Perimeters. 

1.2 Die Vorsehri:ften sind verbindlich :für: 

- strassenführung 

Lage, GrHsse und Gestaltung der Bauten 

Art und Mass der Nutzung der Bauten 

- Gestaltung -der Freiflächen 

Daneben enthalten sie Bestimmungen Uber die Realisierung der 
Quartierplanung. 

2. Strassen:führung und Landabtretunßen 

2.1 Die Anwänderbeitr~ge an die neuen strassen richten sich nach 
den Beschlüssen der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. No­
vember 1969. 

2.2 Die privaten Zugangswege zu den einzelnen BaukHrpern sind so 
auszubauen, dass Feuerwehr, Sanität und MHbeltransportwagen 
einwand:frei zu:fahren kHnnen. 

3. Lage, GrHs~e und Gestaltun~ der Bauten 

3.1 Lage und GrHss~ der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl) sowie 
die Lage und Zahl 0er P:flichtparkplätze gemäss Quartierplan 
sind verbindlich. Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht zu­
lässig, ausgenommen Kleinbauten :für H:ffentliche Versorgungs-
betriebe. . 

3.2 Gering:fügige Abweichungen bezüglich der BaukHrper sind mHglicll i 

soweit sie im Rahmen der Ueberbauung nicht auffallen. Sie be­
dürfen der Zustimmung des Gemeinderates und der Baudirektion. 

3.3 Alle Mehrfamilienlläuser sind mit Flachdächern ohne Auskragung 
zu versehen. 

3.4 Alle Bauten sind in ihrer äusseren Erscheinung so au:feinander 
abzustimmen, dass ein bef'riedigender Gesamteindruck entsteht. 
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3.5 Die Ausführungspro j ekte und die Farbgebung bedürfen der Zu~; ~im-

,: 3.6 
i 
i 3.7 
! 

mung des Gemeinderate8. 
Die Ges tal tt"lngsvorschri:ften gel ten auch für spätere Umbauten 
und Renovationen. 

Für Radio und Fernsehen ist eine Gemeinschaftsantenne vorzusehe 

Der Hauskehricht aller Nehr.fa'nilienhäuser is t in Ochsner-Con­
tainern von 800 I Inhalt bereit zu stellen. Für die Bereit­
stellung der Container am Rande der öffentlichen Strassen sind 
geeignete Abstell~lätze auszusparen. 

4. Gebäudeprofil u~ebäudehöhe 

4.1 Die Geschossh&hen dürfen folgende Masse nicht überschreiten: 

Normalgeschosse 
Zwischengeschosse 
Sockelgeschosse 

5. Nass der Nutzung 

= 2,80 m 
= 2,80 m 
= 2,20 nl 

5.1 Die Gesamtnutzung der im Quartierplan zu erstellenden Bauten 
darl~ das Hass von 9155 i,f nicht überschrei ten. 

5.2 Die Nutzfläche der einzelnen Parzellen ~ichtet sich nach den 
im Vertragsplan enthaltenen Angaben. 

5.3 Geringfügige Nutzungsverlagerungen sind mit Zustimmung des 
Gemeinderates und der Baudirektion soweit zulässig, als sie im 
Rahmen der Ueberbauung nicht auffallen. 

~. 5.
4 Für die BErechnung der Nutzf'lächen gelten die Bestimmungen dar 

Zonenübergangsordnung der Gemeinde Liestal vom 24. Oktober 1961. 

6. Art der Nutzun~ 
,t~' ~'to-

\",) 6.1 Gestattet sind Wohnbauten und Verkaufslckale. 

7. Gestaltung der Freiflächen 

7.1 Die Bepflanzung der Freiflächen ist aufeinander abzustimmen. 
Die Erstellung von Gartenzäunen, Grünhecken oder Einfriedi­
gungsmauern ist nicht gestattet. 

7.2 Für den Fall der Parzeliierung wird auf das Kapprecht ver­
zichtet. 

7.3 Die zu jeder Liegenschaf't gehörende Fieirläche muss den 
Mietern, insbesondere deren Kinder, als Spiel- und Erholungs­
fläche zur Verfügung stehen. 

8. Realisierung der QuartierplanUberbauung 

8.1 Bei etappe1l.'h"eiser Realisierung der Quartier-Ueberbauung sind 
die Nebenanlagen wie private Wege, Autoabstellplätze, Grün­
fl~cllen usw. entsprechend der Grösse der Bauetappe zu er­
stellen. 
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Die spätere ParzelIierung innerhalb der Quartier?lan-Ueber­
ballung ist Gestattet, ";enn die Ver\drklichung und der Bestand 
d<>r Quartierplanung dadurch nicht in Frage gestellt wird. 
Solche Huta tionen bedürfen der Be'villigung durch den Gemeinde­
rat und der Baudirektion. 

8.3 Im Falle einer späteren Parzeliierung sind die Grundeigentümer 
verpflichtet, einander die nBtigen Näherbaurechte, die Geh­
und Fahrrechte sowie die Leitungsrechte unentgeltlich einzu­
räumen. 
Hüssen B.ffentliche 1\'erklei tungen oder Kabel aus technischen 
Gründen durch das Areal der Parze 438 und 448 geführt werden, 
so erteilen die Grhndeigentümer die nHtigen Durchleitungs­
rechte unentgeltlich. 

2..: Schlussbestimmunf;en 

9.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplanvor­
schriften. Das Baubewilligungsverfahren, § 22 und §§ 25 ff. der 
Vollziehungsverordnung zum Baugesetz,bleibt vorbehalten. 

9.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplanvorschriften stehenden 
früheren Zonenvorschriften ge~ten als aufgehoben. 

9.3 Die Quartierplanvorschriften treten mit der Genehmigung durch 
den Regierungsrat in Rechtskraft. 

Q!:nehmigung 

Gemeinde 

. - 3. No'!. 1970 
Gemelndera t : ................... . 

Gemeindekorrunission: • .1.Q,.~e.b: .1~?t .. 

Kanton 

RegierungsratsbfssJ;lluss Nr. tlHs'Q ... 
.. U. JUni l~{j 

Da turn: • . • . • . . . . • .. . • ". • .•..•• 
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4410 Liestal, 27. Juni 1973 31'/i8 

Kantona.1es Baupolizeiamt 

Rheinstr. 29 

4410 L i e s t a J. 

Quartiero1an FrenkenbUndte~ 1 / Baugesuch Nr. 466/1972, 
'~'!ohnbloci: auf Farz. 4L~8 an der BUndtenstrasse 

Sehr geehrte Herren, i 

Dern G~meinder8t \'.'Urde von der Hobag AG. der Enh-lUrf der 
Oeffentlichen Url·;:unde über die Begründung einer Dienstbar­
keit so~ie die Vormerkung eines limitierten Vorkaufs­
rechtes (T:~il1bnu von 8 Al ters'.·ioilnu~:gen gem~iss Quartierplal1 
Frenkenbtindten 1) zugestellt illld um ~eiterleitung an das 
·Grul1dbuchant zViecks Verur'l-;:uncl.ul1t; ersucht. 
e

r
]".;- 1'""~';r-~ 'lO'U ')r 6 1°7" ":cl"'l.:.)~.!· lDS a'",c D1al""·1['· ... ..,I·.,t ~Tr>I~ ,'1.. v D1. ... -=--l.. ! L..). • _.:' .... ü -1._'-'-;;':', t..:t uü ... -l.. ... _~ :>VC-,.. \ '" -

Ecb:Leöel:.e Aende:"'Ul':lf:"en vor, d.ie vO:!.'211em im Interesse der 
• .. _. :..-J • 

GcmCll'lc.c J.legeE. 

AU:l[[,r'und dieser' neuen Si tU2.tion ist es uns nicht mÖLilich, 
den Ver·t:::-2.S zur Verurkund"C.n.; 211zm:1elcJen. l.'ir haben unE', ent­
schiede2'::', den Vel'tra;; ,juris-;:irjcl'l b8:~1).tacllten und Eberarbci te:'l 
zu Insse:'1.:-Jei1 diese t!cbr.:l':;;rc~l:~\.mG und Bc.s~)rechung mit der 
Beuherrcchaft z~eifellos einige 'jochen dauern vird, die Finna 
F'ob8.p" -:~;;o('11 ">0 O~l n ""1 ~ r:;;')""1 -i Cl' ;-;'ü t den B8.uarbe i -ern bE,p .. j jij')P1:1 ... II.J v ...... _ .... _...... \,..ot.,.l-"-'- '"-""_ ........ .... -c-'-... - ... ~ -- -'- - "(:J--"'--_. 

m5c~te, bit·ten wir Sie, die ~rovi~~~ische Evubewilliplmg fU~ 
d2i1 A1~[',l!U~) unö 0.SS ~Cel1er::c;;::c:h:)=-;:; zu e:r.'"tei'::'cn. 

~l? je-tz:L.;cm Zei ~p~nkt ~st e~ ;ms ~e~och nicht mÖßlich, d:i_(~ 
~lnsnrache vom 6.).197~ ZU1VC~ZUZlenen. .. / 

" II~-z. , Hi t vorzUGJj_cher HochachtunG 

-r ' 
!',.ODle an: 

"' '~)l -:-. r1l"n ~.- <.- ~ ,...".1. 'f - _t.:...... .\.~ .• ,_ ,,_:L,. .•• l.I 

B'a-u--e·~··c'O.l .. ·-'1>1 ... ·• v .J. \:t--._ 'JV_~ 0 

Arch:L i.;O!.~·curoUro H. G. Otto 
I"Iooa~ AG., Basel 

Namens des Gemeinderates 
Oe Präsident 

Der Gemeindeschreib~r"'" 

.~.~ 
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